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Sehr geehfte Mandantn,
sehr geehfter Mandant,

nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder lleuerungen aus dem Steuer- und Wittschaftsrccht für Sie zusammengestellt.
Diese Mandantenlnfotmation beruht auf dem Sts,ncl 30.9.2021.

Ausgabe 0612021

(November/Dezember)

Themen dieser Ausgabe

. Abzug von Bewirtungsauh,vendungen

r Wechsel Bewertungsmethode eines Dienstwagens

! Zinssatz von 6 % verfassungswidrig

STEUER. UND WRTSCHAFTSRECHT

Abzug von Bewirtungsaufwendungen
Das Bundesllnanzmanisterium (BMF) hat sich zur steuerli-
chen Abziehbarkeit von Bewirtungsaul\,r,/endungen geäu-
ßert. In dem aktuellen Schreiben, das für die Finanzämter
verbindlich ist, reagiert das BMF insbesondere auf techni-
sche Anderungen im Kassenwesen und die Digitalisierung
in der Buchführung.

#

r Spekulationsgewinn bei Schenkung eines Grund-
stücks

. Verkauf einer lmmobilie mit Aöeitszimmer

Hintergrund: Die Kosten für die Bewirtung von Geschäfts-
partnem sind nach dem Gesetz zu 70 % steuerlich absetz-
bar. Ein Abzug der Kosten seEt u. a. voraus, dass die Auf-
wendungen angemessen sind und dass ihre Höhe und be.
triebliche Veranlassung nachgewiesen werden. Für den
Nachweis muss der Unternehmer zahlreiche Angaben ma-
chen. Fand die Bewirtung in einer Gaststätte statt, genügen
Angaben aufeinem Eigenbeleg zu dem Anlass und den Teil-
nehmern der Bewirtung. Die Rechnung über die Bewirtung
ist beizufügen.

Wesentliche Aussagen des BMF:

Zum lnhall einer Bewirtungsrechnung gehören der Name
und die Anschrift des Bewirtungsbetriebs, die Steuer- oder
Umsatzsleueridentifikationsnummer, das Ausstellungsda-
tum, die Rechnungsnummer, die Leistungsbeschreibung,
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DtE MANDANTEN I rruronuATroN

der Tag der Bewirtung, der Rechnungsbetrag und der Name
des bewirtenden Unternehmers.

r Bei der Leistungsbeschreibung sind Bezeichnungen wie
,,Menü 1', ,,Tagesgericht 2" oder ,,Lunch-Buffet" ebenso
ausreichend wie Abkürzungen, die aus sich selbst heraus
verständlich sind. Allgemeine Angaben wie,,Speisen und
Getränke" genügen allerdings nicht.

r Der Name des b€wi(enden Unternehmers muss auf der
Rechnung - und nicht nur bei den teilnehmenden Perso-
nen - enthalten sein, wenn der Rechnungsbetrag höher ist
als 250 €i der Name kann handschrifrlich vom Gastwirt auf
der Rechnung vermerkt werden.

t Trinkgeld ist ebenfalls grundsätzlich absetzbar und kann
durch die Rechnung nachgewiesen werden, wenn es auf
dieservermerkt ist, oder durch den Trinkgeldempfänger auf
der Rechnung quittiert wird.

Die Bewirtungsrechnung des Gastwirts muss maschinell er-
stelll, elektronisch aufgezeichnet und mithilfe einer ze(ifl-
zierten technischen Sicherheitseinrjchtung abgesichert sein,
wenn er ein elektronisches Aufzeichnungssystem mit Kas-
senfunktion, d. h. mit einer zertifizierten technischen Sicher-
heitseinrichtung verwendet. Rechnungen in anderer Form,
wie z. B. handschrifllich erstellte oder nur maschinell er-
stellte Rechnungen, die nicht elektronisch aufgezeichnet
und auch nicht mithilfe einer zertifizierten technischen Si-
cherheitseinrichtung abgesichert sind, werden für den Be-
triebsausgabenabzug nicht anerkannt.

Erstellt der Gastwirt an einem Tag nach der Bewirlung eine
Rechnung, die dann unbar bezahlt wird, genügt die Vorlage
der Rechnung und des Zahlungsbelegs über die unbare
Zahlung.

Die gesetzlichen Anforderungen gelten auch für Bewirtun-
gen im Ausland. Kann der Unternehmer glaubhafl machen,
dass er eine detaillierte, maschinell erstellte und elektronisch
aufgezeichnete Rechnung nicht erhalten konnte. genügt
ausnahmsweise die ausländische Rechnung, auch wenn sie
den o. 9. Anforderungen nicht voll enlspricht. Bei einer hand-
schrifrlichen Rechnung muss er glaubhaft machen, dass in
dem ausländischen Staat keine Verpflichtung zur Erstellung
maschineller Belege besteht.

Hinweise: Das aktuelle Schreiben enthält daruber hinaus
ausführliche Erläuterungen zu digitalen und digitalisierten
Bewirlungsrechnungen und -belegen.

Das Schreiben gilt in allen noch ofienen Fällen und ersetzt
das bisherige Schreiben, das aus dem Jahr 1994 stammt.
Eine Übergangsregelung gibt es hinsichflich der Angaben,
die die Rechnung enthalten muss: Soweit das akluelle
Schreiben Verschärfungen gegenüber dem bisherigen

Schreiben enthält, sind diese erst für Bewirtungsautwendun-
gen zu beachten, die nach dem 1.7.2021 an'fallen.

Das BMF verlangt bei Bewirtungsbelegen, die bis zum
31.12.2022 ausgeslellt werden, nicht, dass diese mithilfe ei-
ner zertifizierlen lechnischen Sicherheitseinrichtung abgesi-
chert sind.

Wechsel der Bewertu ngsmethode eines
Dienstwagens
Das Finanzministerium Schleswig-Holstein hat sich zur Be-
wertung des geldwerten Vorteils bei der Überlassung eines
Dienstwagens für die Fahrlen zwischen Wohnung und erster
Tätigkeitsstätte und zu einem möglichen Wechsel der Be-
wertungsmethode im Laufe des Jahres und nach Abschluss
des Jahres geäußert.

Hintergrund: Die Nutzungsmöglichkeit eines Dienstwagens
für private Fahrten oder für Fahrten zwischen Wohnung und
Arbeitsstätte führt zu einem geldwerten Vorteil. Ohne Füh-
rung eines ordnungsgemäßen Fahrtenbuchs ist die Nut-
zungsmöglichkeit für Fahrten znischen Wohnung und Ar-
beitsstätG grundsätzlich mit 0,03 % des Bruttolistenpreises
für jeden Entfernungskilometer zwischen Wohnung und Tä-
tigkeitsstätte monatlich anzusetzen. Alternativ kann eine
Einzelbewertung der tatsächlichen durchgeführten Fahrten
mit 0,002 % des Listenpreises vorgenommen werden. Die
Einzelbewertung ist u. a. dann möglich, wenn der Dienstwa-
gen für maximal '180 Fahrten pro Jahr zwischen Wohnung
und Arbeitsstätte genutzl wird.

Wesentlicher lnhalt des Schreibens:

r Grundsätzlich gilt die Bewertungsregel, nach der 0,03 %
des Bruttolistenpreises für jeden Entfernungskilometerzwi-
schen Wohnung und Tätigkeitsstätte monatlich angesetZ
werden, auch in denjenigen Monaten, in denen der Arbeit-
nehmer den Dienstwagen tatsächlich nicht nuta, um zur
Arbeit zu fahren.

r Ein Wechselzur Einzelbewertung, bei der nur die tatsäch-
lich erfolgten Fahrten berücksichtigt werden und diese mit
0,002 % des Listenpreises monatlich angesetzt werden, ist
während des Jahres nicht möglich. Allerdings kann der
Lohnsbuerabzug rückwirkendfürdas gesamte Jahrge-
ändert werden, indem statt der 0,03 %-Methode die Ein-
zelbewerlung angewendet wird.

Hinweis: Die rückwirkende Einzelbewertung kann sinnvoll
sein, wenn der Arbeitnehmer den Dienstwagen in einzelnen
Monaten oder über einen längeren Zeitraum z. B. wegen der
Corona-Krise nicht genutzt hat.
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Alle Steuerzahler

Zinssatz von 6 % verfassungswidrig
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hält den gesetzli-
chen Zinssatz von 6 % Jährlich bzw. 0,5 % monatlich, der auf
Steusmachzahlungon und Steuererstattungen angewen-
det wird, für Vezinsungszeiträume ab dem 1.1.2014 für ver-
fassungswidrig. Trolz der Verfassungswidrigkeit ist der Zins-
satz aber noch auf Verzinsungszeiträume bis zum
31.12.2018 anzuwenden. FürVezinsungszeiträume ab dem
1.1.2019 dai de( Zinssalz nicht mehr angewendet werden.
Hier muss der Gesetzgeber eine Neuregelung bis zum
31.7.2022 teffen.

Hintorgrund: Steuernachzahlungen und -erstattungen wer-
den kraft Gesetzes mil einem Zinssatz von 6 % jähdich ver-
zinst. Der Vezinsungszeitraum beginnt grundsätzlich 15
Monale nach Ablauf des Veranlagungszeitraums, also z. B.
am 1.4.2017 fürden Veranlagungszeitraum 2015. Allerdings
gibt es aktuell Verschiebungen aulgrund der Corona-Krise.
Seit langem ist umstritten, ob der Zinssalz von 6 % verfas-
sungskonform ist. Denn er liegt deutlich über den tatsächli-
chen Zinssätzen im Wirtschaftsleben. Zu dieser Frage waren
zwei Verfahren beim BVerfc anhängig, über die das cericht
nun entschieden hat.

Sachverhalte: ln einem Fall ging es um den Vezinsungs-
zeitraum vom 1.1.2010 bis 14.7.2014, während es in dem
anderen Fall um den Vezinsungszeitraum 2010 bis 2012
ging. Die Kläger, die erhebliche Nachzahlungszinsen durch
eine Außenprüfung an das Finanzamt zahlen sollten, hielten
den Zinssatz von 6 % für verfassungswidrig.

Entscheidung: Das BVerfc sieht den Zinssatz ab dem Ver-
zinsungszeitraum 1.1.2014 z at als verfassungswidrig an,
hält ahn aber trotzdem bis zum 31.12.2018 für weiter an-
wendbar:

. Der gesetzliche Zinssatz von 6 % p.a. ftihrt zu einer verfas-
sungswidrigen Ungleichbehandlung von Steuerpllichtigen,
deren Steuer erst nach Ablaut der 1s-monatigen Karenz-
zeit festgesetä oder geändert wird, gegenüber solchen
Steuerpflichtigen, deren Steuer innerhalb von 15 l\4onaten
nach Ablauf des Veranlagungszeitraums festgesetä wird.

r Zwar dient die Vezinsung der Abschöpfung eines Zinsvor-
teils. Diese Abschöpfung muss jedoch i€alitätsgerecht
sein. Tatsächlich herrscht seit 2008 ein Niedrigzinsniveau
und seit 2013 gilt sogar ein negativer Basiszinssatz. Spä-
testens seit dem Jahr2014 ist das Niedrigzinsniveau struk-
turell und nachhaltig, so dass der gesetrliche Zinssatz von
6 % über die Abschöpfung eines möglichen Zinsvorteils
hinausgeht und die Grundrechle der Steuerpflichtigen ver-
letä.

! Aus haushaltswirtschafrlichen Gesichtspunkten ist der
Zinssatz von 6 % jedoch noch bis zum 31.12.2018 anzu-
wenden. Ab dem 1.1.2019 giltderZinssatz nicht mehr. Hier
muss der Gesetzgeber bis zum 31 .7 .2022 eine Neurege-
lung trelfen.

lnzwischen hat sich auch die Finanzverwaltung zur Umset-
zung der Entscheidung des BVerfG geäußert. Nach den
Vorgaben des Bundesflnanzministeriums (BMF) gilt Folgen-
des:

t Erstmalige Zinsfestsetzungen ftir den Vezinsungszeat-
raum ab dem 1.1.20'19 werden ausgesetA, so dass eine
Festsetzung zunächst unteöleibt und erst dann nachge-
holt wird, wenn der Gesetzgeber eanen neuen Zinssatz ver-
abschiedet hat.

r Erstmalige Zinsfestsetzungen für den Vezinsungszeit-
raum bis zum 31.12.201A ergehen endgültig und werden
nicht mit einem Vorläufigkeitsvermerk versehen. Berück-
sichtigt werden nur volle Zinsmonate, die spätestens bis

zum 31.12.2018 enden.

r Werden Zinsfestsetzungen ftir den Vezinsungszeitraum
ab dem 1.1.2019 aufgrund eines Vorbehaltsvermerks ge-

änderl oder wird der Vorbehalt der Nachprüfung aufgeho-
ben, wird die geänderte Zinsfestsetzung ebenfalls ausge-
setzt, unteöleibt also erst einmal, soweit es den Umfang
der betragsmäßig neu festzuseEenden Zinsen betriffr; im
Üurigen, d. h. im Umfang der bisherigen Festsetzung,
ergeht die Zinsfestsetzung vorläufig.

Vergleichbare Regelungen bestehen, wenn es um die An-
derung einer vorläufigen Zinsfestsetzung geht oder wenn
die bisherige Zinsfestsetzung weder vorläufig ergangen ist
noch unter einem Vorbehalt der Nachprüfung gestanden
hat.

Für Einsprüche gegen Zinslestsetzungen gilt Folgendes:

r Soweit sich der Einspruch gegen Vezinsungszeiträume
bis zum 31 .'12.20'18 richtet, ist der Einspruch als unbegrün-
det zurückzuweisen.

t Richtet sich der Einspruch gegen einen Vezinsungszeil-
raum ab dem 1.1.2019, ist das Einspruchsverfahren aus-
zusetzen, weildie Neuentscheidung des Geselzgebers ab-
zuwa(en ist.

. Betriffi der Einspruch die Aussetzung der Festsetzung von
Erstattungszinsen ab dem 1.1.2019, also die zunächst ein-
mal unterbleibende Festsetzung von Erstattungszinsen, ist
der Einspruch als unbegründet abzuweisen. Sobald der
Gesetzgeber den neuen Zinssatz ab dem '1.1.2019 verkün-
det hat, ist die ausgesetzte Zinsfestsetzung nachzuholen.

. Eine Aussetzung der Vollziehung einer Zinsfestsetzung ist
zu beenden, soweit die Aussetzung der Vollziehung Ver-
zinsungszeiträume bis zum 31.'12.2018 betrifft. Bezieht

\

Y
E

Kanzlei Hardekopf
Hannoversche Str. 1

31675 Bückeburg

fe|.:0572219578-O

Faxl. 0572219578-50

E-Mail: info@kanzlei-hardekopide
Web: www.kanzlei-hardekopf .de
www.facebook.com/kanzleihardekopf

9IGtrzlei Hatrlekopf
Sid.m 6 B.EtuB

DIE MANDANTEN I IruTONUATION

n
tl i



DrE MANDANTEN I rruronunroN

sich die Aussetzung der Vollziehung auf Vezinsungszeit-
räume ab dem 1.1.2019, bleibt sie bis auf Weiteres beste-
hen.

Hinweise: Der Beschluss des BVerfG gilt nur fiir Ersta!
tungs- und Nachzahlungszinsen, nicht aber für sonstige Zin-
sen wie z. B. Stundungs-, Aussetzungs- oder Hintezie-
hungszinsen. Denn diese Zinsen, für die ebenfalls ein Zins-
satz von 6 % gilt, waren nicht Gegenstand des Verfahrens
vor dem BVerfG.

Das BMF ordnet nun auch an, dass entsprechende Zinsfest-
setzungen (2. B. für die Stundung oder Aussetzung der Voll-
ziehung) für endgültig zu erklären sind, wenn der Steuer-
pflichtige dies beantragt oder der Zinsbescheid aus anderen
Gründen zu ändern ist. Ein Einspruch gegen eine derartige
Zinsfestsetzung ist als unbegriindet zurückzuweisen.

Sollte es hinsichtlich dieser Zinsen zu einem Verfahren vor
dem BVerfG kommen, ist schwer vorstellbar, dass das
BVerfG zu einer anderen Entscheidung als der Verfassungs-
widrigkeil ab dem 1.1.2019 kommt. Daher sollte derZinssatz
von 6 % bei diesen Zinsen (2. B. Stundung oder Aussetzung
der Vollziehung) nicht akzeptiert werden.

Spekulationsgewinn bei Schenkung
eines Grundstücks
Die unentgeltliche Übertragung eines Grundstücks innerhalb
der zehnjährigen Spekulationsfrist auf die eigenen Kinder,
die es anschließend sogleich mit Gewinn an den vom Eltern-
teil ausgesuchten EMerber verkaufen, ist kein Gestaltungs-
missbrauch. Daher muss das Elternteil keinen Spekulations-
gewinn versteuern, sondern nur die Kinder, denen die An-
schaffung durch das Elternteil zugerechnet wird. Hierdurch
kann es zu einer erheblichen Steuerersparnis kommen,
wenn der Steuersatz der Kinder deutlich niedriger ist als der
des Elternteils.

Hintergrund: Der Verkauf eines Grundstücks des Privatver-
mögens innerhalb von zehn Jahren nach Anschaffung mit
Gewinn führt zu einem steuerpflichtigen Spekulationsge-
vvinn. Wird dem Steuerpflichtigen das Grundstück ge-
schenkt, wird ihm der entgeltliche EMerb durch den Rechts-
vorgänger (Schenker) zugerechnet.

Sachverfialt: Die Klägerin kaufte im Jahr 2O1'l ein Grund-
stück. lm Jahr 2012 schenkte sie ihren beiden volljährigen
Kindern.,eweils das hälfrige Miteigentum an dem Grund-
stück, nachdem sie einen Käufer für das Grundstück ge-
sucht und die Verkaufsverhandlungen geführt hatte. Noch
am Tag der Schenkung verkauften ihre Kinder das Grund-
stück an den von ihrer Mutter, der Klägerin, ausgesuchten
Käufer und erzielten nach Abzug des von ihrer Mutter im
Jahr 201 'l gezahlten Kaufpreises einen steuerpflichtigen Ge-
winn in Höhe von ca. 97.500 €. Das Finanzamt bejahte einen

Gestaltungsmissbrauch und rechnete den Gewinn der Klä-
gerin als Spekulationsgewinn zu. Hiergegen wehrte sich die
Klägerin.

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) gab der Klage
statt;

. Die Klägerin hat keinen Spekulationsgewinn ezielt, da sie
das Grundstück nichl verkaufl hat. lhre Schenkung an ahre

beiden Kinder löst keinen Spekulationsgewinn aus, da ein
Spekulationsgewinn einen Verkauf voraussetd.

! Die unentgeltliche Übertragung des Grundstücks an die
Kinder vor dem Verkaufdurch die Kinder stellt keinen steu-
eriichen Gestaltungsmissbrauch dar. Ein steuerlicher Ge-
staltungsmissbrauch kann nicht angenommen werden,
wenn die Gestaltung vom Gesetzgeber bereits gesehen
worden ist und er in einem Gesetz hierauf reagierl hat.

. Eine solche Reaktion des GeseEgebers findet sich im Ein-

kommensteuergeseE. Oenn bei einer unentgeltlichen
Übertragung des Grundstücks wird dem neuen Eigentümer
(sog. Einzelrechtsnachfolger) der entgeltliche Eft,/erb

durch den Rechtsvorgänger (Schenker) zugerechnet. Auf
diese Weise muss der neue Eigentümer einen Spekulati-
onsgewinn versteuem, wenn er das Grundstück innerhalb
von zehn Jahren nach dem Kauf durch den Rechtsvorgän-
ger verkaufr; denn der Beschenkte gilt nun als entgeltlicher
Erwerber. Gäbe es diese geseEliche Regelung nicht,
würde der Einzelrechtsnachfolger keinen Spekulationsge-
winn enielen, weil ein Spekulationsgewinn einen entgeltli-
chen Erweö (Kauf) und eine entgeltliche Übertragung
(Verkau0 voraussetzl.

. Der Geselzgeber wollte also, dass bei einer Schenkung ei
nes Grundstücks und bei einem Verkauf dieses Grund-
stücks durch den Beschenkten innerhalb von zehn Jahren
nach Erweö durch den Schenker der Spekulationsgewinn
beim Beschenkten entsteht und versteuert werden muss.
Der Spekulationsgewinn kann daher nicht der Klägerin als
Schenkerin zugerechnet werden.

Hinweis: Unbeachtlich war, dass die Klägerin die Verkaufs-
verhandlungen geführt hatte. Denn die volljährigen Kinder
der Klägerin waren nicht verpflichtel, an den von der Kläge-
rin ausgesuchten Käufer zu verkaufen. Auch waren sie nicht
verpflichtet, den Verkaufserlös an die Klägerin abzuführen.

lm Ergebnis müssen die Kinder zwar einen jeweils hälftigen
Spekulationsgewinn versteuern; ihr Steuersatz war aller-
dings deutlich niedriger als der der Klägerin, so dass es ins-
gesamt zu einer Steuererspamis von ca. 14.000 € kam. Au-
ßerdem kann die Schenkung des Grundstücks an die Kinder
Schenkungsleuer auslösen; allerdings greift hier ein Freibe-
trag von 400.000 € pro Kind, der für Schenkungen innerhalb
eines Zehnjahreszeitraums gilt.
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Verkauf der lmmobilie mit Arbeitszimmer
Die Veräußerung einer selbstgenutzten lmmobilie innerhalb
der zehnjährigen Spekulationsfrist löst keinen steuerpflichti-
gen Spekulationsgewinn aus, auch wenn in der lmmobilie
ein häusliches Arbeitszimmer genutzt worden ist. Trotz des
Arbeitszimmers gilt für die gesamte lmmobilie die steuerliche
Freistellung für selbstgenutzle lmmobilien.

Hlntergrund: Wer eine lmmobilie innerhalb von zehn Jahren
nach Anschaffung mit Gewinn verkaufr, ezielt einen sog.
Spekulationsgewinn, der einkommensteuerpfl ichtig ist. Aller-
dings enthält das Gesetz eine Steuerfreistellung für selbs!
genutzte lmmobilien.

Sachverhaltr Die Klägerin war Lehrerin und erwarb im Jahr
2012 eine Eigentumswohnung, die sie selbst nutzte und in
der sie ein häusliches Arbeitszimmer für ihre Tätigkeit als
Lehrerin einrichtete und nutzte; der Anteil der Fläche des
häuslichen Arbeitszimmers an der Gesamtwohnfläche be-
trug 10,41 o/o. lm Jaft 2017 verkaufte sie ihre Wohnung mit
Gewinn. Das Finanzamt erfasste 10,41 o/o (ca.1 1 .000 €) des
Veräußerungsgewinns als steuerpfl ichtigen Spekulationsge-
winn.

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) verneinte eine
Steuerpflicht und gab der Klage statt:

! Zwar hat die Klägerin eine lmmobilie innerhalb von zehn
Jahren nach ihrer Anschaffung mit Gewinn verkaufr und
damit grundsätzlich einen Spekulationsgewinn eziell.

r Für diesen Spekulationsgewinn gilt aber die gesetzliche
Steuerfreistellung flir selbstgenutrte lmmobilien. Die Steu-
erfreistellung gilt auch, soweit sich in der Wohnung ein
häusliches Arbeitszimmer befunden hat, das zur Ezielung
nichtselbständiger Einkünfre genuta worden ist.

r Für die Steuerfreistellung ist nicht erforderlich, dass die ge-
samte lmmobilie zu eigenen Wohnzwecken genutzt wor-
den ist. Es genügt, dass sie auch zu eigenen Wohnzwe-
cken genuta wird und z. B. mit Familienangehörigen oder
einem Lebensgefährten bewohnl wird. Ebenso genügt,
wenn sie nur zeitweilig zu eigenen Wohnzwecken genutzt
wird, aber in der übrigen Zeit dem Steuerpflichtigen zur
Verfügung steht.

. Es sind keine Anhaltspunkte erkennbar, dass der Gesetz-
geber die Freistellung von der Steuerpflicht nicht auch auf
häusliche Arbeitszimmer erstrecken wollte.

Hinweis: Das Urteil ist erfreulich, weil eine anteilige Steuer-
pflicht nunmehr nicht droht, wenn sich in einer selbstgenutz-
ten lmmobilie auch ein häusliches Arbeilszimmer befindet,
das zur Ezielung von überschusseinkünften genutzt wird
(2. B. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, Vermietungs-
oder Kapitaleinkünfte). Dabei vezichtet der BFH auch auf
eine sog. Bagatellgrenze, so dass es für die Steuerfreistel-

lung nicht auf die Größe des Arbeitszimmers ankommt. An-
ders ist die Rechtslage, wenn ein häusliches Arbeitszimmer
zum sog. Betriebsvermögen eines Unternehmers gehört.
Hier führl der Verkauf der lmmobilie zu einem anteiligen
steuerpflichtigen Gewinn.
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